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Unter Berufung auf neue Auslegungs- und Anwendungshinweise (AuAs) zum Geldwäschegesetz der BaFin haben einige Kre-

ditinstitute begonnen, Sammelanderkonten von Anwältinnen und Anwälten zu kündigen. Zwar können berufsrechtlich die

treuhänderisch von Anwälten verwalteten Fremdgelder laut § 4 BORA bis zu einem Betrag von 15.000 Euro auf einem Sam-

melanderkonto verwahrt werden, jedoch wurden in den AuAs die vereinfachten Sorgfaltspflichten verändert und die Ander-

konten von Rechtsanwältinnen und Notaren aus der Niedrigrisikogruppe gestrichen (Ziff. 7 der Auslegungshinweise, Anlage

gw2). Nach Ansicht von BRAK-Vizepräsidentin Paul sind die Kündigungen nicht nur überflüssig, sondern auch problematisch

(s. PM BRAK Nr. 1/2022 vom 1.2.2022). „Aus der bloßen Aufhebung einer Privilegierung resultiert doch nicht zwangsläufig,

dass anwaltliche Anderkonten nun tatsächlich mit einem höheren Geldwäscherisiko belastet wären oder sonst ein Grund

dafür ersichtlich ist, diese Konten zu kündigen. Ich halte dieses Vorgehen für falsch und vorschnell. Die Kündigungen gren-

zen an einen Generalverdacht gegenüber der Anwaltschaft, der nicht hinnehmbar ist!“ Ferner moniert Paul die fehlende Ein-

beziehung der Anwaltschaft in den Anpassungsprozess. „… Wir hätten uns mit dem Expertenwissen als Rechtsanwender

gerne von Beginn an eingebracht, um Kollisionen zwischen Berufsrecht und Auslegungshinweisen zu verhindern. Das ist

unerfreulich!“ Ob ihre in dieser Angelegenheit an das BMF, das BMJ, den BdB und die BaFin gerichteten Schreiben etwas

bewirken, bleibt abzuwarten.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: EU-Blocking-VO vs. US-Sekundär-

sanktionen – Bank Melli Iran vs. Telekom

1. Art. 5 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 2271/96

des Rates vom 22. November 1996 zum Schutz

vor den Auswirkungen der extraterritorialen An-

wendung von einem Drittland erlassener

Rechtsakte sowie von darauf beruhenden oder

sich daraus ergebenden Maßnahmen in der

durch die Verordnung (EU) Nr. 37/2014 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 15. Ja-

nuar 2014 und die Delegierte Verordnung (EU)

2018/1100 der Kommission vom 6. Juni 2018

zur Änderung des Anhangs der Verordnung Nr.

2271/96 geänderten Fassung ist dahin auszule-

gen, dass darin den von Art. 11 dieser Verord-

nung erfassten Personen auch dann untersagt

wird, den in den im Anhang dieser Verordnung

aufgeführten Gesetzen vorgesehenen Forderun-

gen oder Verboten nachzukommen, wenn sei-

tens der Verwaltungs- oder Justizbehörden der

Drittländer, die diese Gesetze erlassen haben,

keine Weisung zu deren Einhaltung vorliegt.

2. Art. 5 Abs. 1 der Verordnung Nr. 2271/96 in

der durch die Verordnung Nr. 37/2014 und die

Delegierte Verordnung 2018/1100 geänderten

Fassung ist dahin auszulegen, dass er es einer

von Art. 11 der Verordnung in geänderter Fas-

sung erfassten Person, die nicht über eine Ge-

nehmigung im Sinne von Art. 5 Abs. 2 der Ver-

ordnung in geänderter Fassung verfügt, nicht

verwehrt, Verträge mit einer Person, die in der

„Liste der besonders benannten Staatsangehöri-

gen und gesperrten Personen“ (Specially De-

signated Nationals and Blocked Persons List)

aufgeführt ist, ohne Angabe von Gründen zu

kündigen. Wenn alle Beweismittel, über die das

nationale Gericht verfügt, auf den ersten Blick

darauf hindeuten, dass eine von Art. 11 der Ver-

ordnung Nr. 2271/96 in geänderter Fassung er-

fasste Person den im Anhang dieser Verordnung

in geänderter Fassung aufgeführten Gesetzen

nachgekommen ist, ohne insoweit über eine Ge-

nehmigung zu verfügen, verlangt Art. 5 Abs. 1

der Verordnung in geänderter Fassung aller-

dings, dass es im Rahmen eines Zivilprozesses

über einen behaupteten Verstoß gegen die in

dieser Bestimmung vorgesehenen Anforderun-

gen ebendieser Person obliegt, rechtlich hinrei-

chend nachzuweisen, dass ihr Verhalten nicht

darauf abzielte, diesen Gesetzen nachzukom-

men.

3. Die Verordnung Nr. 2271/96 in der durch die

Verordnung Nr. 37/2014 und die Delegierte Ver-

ordnung Nr. 2018/1100 geänderten Fassung,

insbesondere ihre Art. 5 und 9, ist im Licht von

Art. 16 und Art. 52 Abs. 1 der Charta der Grund-

rechte der Europäischen Union dahin auszule-

gen, dass sie der Feststellung der Unwirksamkeit

einer Kündigung von Verträgen nicht entgegen-

steht, die durch eine von Art. 11 der Verordnung

in geänderter Fassung erfasste Person zur Befol-

gung von Forderungen oder Verboten, die auf

den im Anhang der Verordnung in geänderter

Fassung aufgeführten Gesetzen beruhen, erklärt

wurde, obgleich sie nicht über eine Genehmi-

gung im Sinne von Art. 5 Abs. 2 der Verordnung

in geänderter Fassung verfügt, soweit die Fest-

stellung der Unwirksamkeit für diese Person

keine in Anbetracht der Ziele der Verordnung in

geänderter Fassung, die bestehende Rechtsord-

nung und die Interessen der Europäischen Uni-

on im Allgemeinen zu schützen, unverhältnis-

mäßigen Auswirkungen hat. Bei dieser Verhält-

nismäßigkeitsprüfung ist die Verfolgung dieser

Ziele, der mit der Feststellung der Unwirksam-

keit einer gegen das in Art. 5 Abs. 1 dieser Ver-

ordnung in geänderter Fassung vorgesehene

Verbot verstoßenden Vertragskündigung ge-

dient wird, gegen die Wahrscheinlichkeit abzu-

wägen, dass die betroffene Person wirtschaft-

lichen Verlusten ausgesetzt wird, sowie gegen

deren Ausmaß für den Fall, dass sie die Ge-

schäftsverbindung mit einer Person nicht been-

den darf, gegen die sich die Sekundärsanktionen

richten, die sich aus den im Anhang dieser Ver-

ordnung in geänderter Fassung aufgeführten

Gesetzen ergeben.

EuGH, Urteil vom 21.12.2021 – C-124/20
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-321-1

unter www.betriebs-berater.de

 S. hierzu den Besprechungsaufsatz von

Lippert/Ghassabeh, BB 2022, 329 ff. (in diesem

Heft).

BGH: Bestellung eines besonderen Vertre-

ters zur Geltendmachung von Ersatzansprü-

chen wegen Pflichtverletzung des Ge-

schäftsführers

Zur Geltendmachung von Ersatzansprüchen, die

mit einer Pflichtverletzung des Geschäftsführers

begründet werden, kann ein besonderer Vertre-

ter bestellt werden, auch wenn nicht der Ge-

schäftsführer selbst, sondern eine von ihm mit-

telbar beherrschte Gesellschaft in Anspruch ge-

nommen werden soll.

BGH, Urteil vom 30.11.2021 – II ZR 8/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-321-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Aufnahme in die Vorauswahlliste für

Insolvenzverwalter – Auswahlkriterien des

Insolvenzrichters
EGGVG §§ 23, 24; InsO § 56

a) Ein Bewerber kann mit einem Antrag auf ge-

richtliche Entscheidung geltend machen, dass

die Auswahlkriterien, die der Insolvenzrichter bei

der Aufnahme in die Vorauswahlliste für Insol-

venzverwalter heranzieht, rechtswidrig sind und

ihn in seinen Rechten verletzen. Hierzu zählen
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